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Kapitel 1

Einführung in die Gesetzgebungstechnik
der dynamischen Verweisung
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§ 1 Einleitung

Verweisungen als Gesetzgebungstechnik und speziell dynamische Verweisungen
beschäftigen die Rechtswissenschaft bereits seit über 100 Jahren. So hat Walter
Jellinek diese schon 1913 in seinem Werk „Gesetz, Gesetzesanwendung und
Zweckmässigkeitserwägung“ als Mittel der Gesetzgebung – damals noch unter
dem Begriff der „wandelbaren“ Verweisung – dargestellt.1 Nachdem Fritz Ossen-
bühl im Jahr 1967 in seinem Aufsatz „Die verfassungsrechtliche Zulässigkeit der
Verweisung als Mittel der Gesetzgebungstechnik“2 nicht nur den Begriff der „dy-
namischen“ Verweisung prägte, sondern diesem gesetzgebungstechnischen Phä-
nomen zugleich (größtenteils)3 die verfassungsrechtliche Legitimität absprach,
erfuhr die Problematik und die verfassungsrechtliche Relevanz dynamischer Ver-
weisungen eine breitere Beachtung. Der dynamischen Verweisungstechnik wurde
vor allem anlässlich einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts4 aus dem
Jahr 1978 eine hohe Aufmerksamkeit als Gegenstand juristischer Abhandlungen
zu Teil, die allerdings um 1990 ohne ersichtlichen Grund wieder abflachte, ohne
dass abschließend geklärt wurde, ob dynamische Verweisungen mit dem Grund-
gesetz vereinbar sind.5

Dennoch finden sich in der heutigen Gesetzeswirklichkeit zahllose dynami-
sche Verweisungen in den verschiedenen für die Bundesrepublik Deutschland
gültigen Normen jedes Rangs – von untergesetzlichen Normen bis hin zum
Grundgesetz und europäischen Primärrecht.6 Das gesetzgebungstechnische Phä-
nomen der dynamischen Verweisung scheint vor allem auf eine breite tatsächliche
Akzeptanz – begründet durch praktische Notwendigkeiten und Vorzüge – ge-
stützt.7 Indes gilt es zu klären, ob sich diese Akzeptanz und dieser Umgang mit

1 W. Jellinek, Gesetzesanwendung, S. 94 f.
2 Ossenbühl, DVBl. 1967, 401.
3 Nach der Bewertung Ossenbühls sind lediglich Verweisungen auf Vorschriften desselben

Gesetzgebers verfassungskonform, vgl. Ossenbühl, DVBl. 1967, 401 (402 ff.).
4 Beschl. v. 1.3.1978 – 1 BvR 768/70.
5 Vgl. Debus, Verweisungen, S. 34; Guckelberger, ZG 2004, 62 (63).
6 Z.B. Art. 52 Abs. 3 S. 1 EU-GRCh; Art. 28 Abs. 1 S. 3 GG; § 173 S. 1 1. Hs. VwGO;

Art. 43 Abs. 1 PAG Bayern; § 18 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ABBergV; § 21 Abs. 1 PflegeEföVO Berlin.
Vgl. im Übrigen auch die Beispiele bei Debus, Verweisungen, S. 32 f. Fn. 29.

7 In diesem Sinne auch Debus, Verweisungen, S. 33 und Salzwedel, in: FS Isensee, 205 (206)
(die Gesetzgebungslehre hat sich „inzwischen mit dem Phänomen der dynamischen Verwei-
sung abgefunden“).
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dynamischen Verweisungen auch auf ein solides rechtliches (namentlich verfas-
sungsrechtliches) Fundament stützen lässt. Den Rechtsproblemen, die die Ver-
wendung dynamischer Verweisungen hervorrufen, ist diese Arbeit gewidmet.
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§ 2 Grundlagen der Verweisungstechnik

Verweisungen finden in verschiedenen Arten und Formen im Gesetz Ausdruck
und werden je nach Verweisungsart und -form1 unterschiedlich bezeichnet. Um
die Problematiken im Zusammenhang mit Verweisungen sprachlich und inhalt-
lich richtig erfassen und beschreiben zu können, erscheint ein Blick – vor allem
auf die terminologischen und rechtlichen – Grundlagen dieser Gesetzgebungs-
technik sowie auf besondere Verweisungsformen angezeigt.

A. Terminologische Grundlagen – Verweisungsarten

Eine Verweisung ist die Bezugnahme einer Norm auf einen anderen Inhalt.2 Hier-
bei handelt es sich zwar zumeist, aber nicht ausschließlich, um eine andere
Rechtsnorm. Anstatt also eine Regelung (vollständig) selbst zu treffen, macht
eine Verweisung sich den Inhalt eines anderen Objekts – z.B. einer anderen
Rechtsnorm – zunutze und ordnet die Geltung dieses Inhalts an.3

1 Verweisungsarten sind hierbei Kategorien von Verweisungen, bei welchen selbige einer
der Kategorien angehören müssen und daher gleichzeitig nicht der jeweils anderen Kategorie
angehören können. So muss jede Verweisung entweder ausdrücklich oder stillschweigend,
deklaratorisch oder konstitutiv, dynamisch oder statisch usw. sein und kann jeweils nur einer
der beiden Alternativen angehören, da die jeweiligen Begriffspaare Gegensätzliches be-
schreiben. Als Verweisungsformen sollen hingegen solche Verweisungstypen bezeichnet wer-
den, bei denen die Verweisungen in besonderer Form gesetzlich zum Ausdruck gebracht
werden oder einen besonderen inhaltlichen Gehalt aufweisen.

2 Debus, Verweisungen, S. 35; D. Neumann, RdA 1976, 49 (49 f.) („Bezugnahme auf andere
Bestimmungen“); L. P. Schmidt, ZfBR 2009, 113 (113). Ähnlich W. Jellinek, Gesetzesanwen-
dung, S. 89. In diesem Sinne, aber als anderen Inhalt nur andere Rechtsvorschriften erfassend
Budde, Jura 1984, 578 (578); Clemens, AöR 1986, 63 (65); Groh, in: Weber, Rechtswörterbuch,
Stichwort „Verweisung“; Guckelberger, ZG 2004, 62 (62); Grauer, Verweisung im Bundes-
recht, S. 3; Schenke, NJW 1980, 743 (743); Triepel, Völkerrecht, S. 159 f. Ähnlicher Ansatz –
auch beschränkt auf andere Normen – bei Karpen, Verweisung, S. 19; Klindt, DVBl. 1998, 373
(373).

3 Vgl. Bullinger, Selbstermächtigung, S. 21; Debus, Verweisungen, S. 100; Ehricke/Blask,
JZ 2003, 722 (723); Häberle, JZ 1992, 1033 (1034); Hommelhoff, in: FS Odersky, 779 (780);
Klindt, DVBl. 1998, 373 (373); Krey, EWR 1981, 109 (127); G. Müller/Uhlmann, Rechtsset-
zungslehre, Rn. 360 ff.; Schenke, in: FS Fröhler, 87 (87); Schenke, NJW 1980, 743 (743);
Schwacke/Uhlig, Methoden des Verwaltungshandelns, S. 81; Strasser, in: FS Floretta, 627
(627); Wank, Methodenlehre, § 5 Rn. 299.
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Die Norm, die hierbei auf einen anderen Inhalt verweist, wird mit den Be-
griffen „Verweisungsgrundlage“4 oder „Verweisungsnorm“5 beschrieben.6 Die
Vorschrift bzw. der Inhalt, auf den verwiesen wird, wird hingegen als „Verwei-
sungsobjekt“ bezeichnet.7 Der Teil innerhalb einer Verweisungsnorm, der die Ver-
weisung anordnet, also das Verweisungsobjekt in Bezug nimmt, wird „Verwei-
sungsformel“ genannt.8

Neben diesen abstrakten Bezeichnungen, welche gleichsam für jede Verwei-
sung anwendbar sind, werden außerdem die unterschiedlichen Verweisungsarten
mit verschiedenen Begriffen umschrieben, die im Folgenden erläutert werden
sollen:

I. Ausdrückliche und stillschweigende Verweisungen

Verweisungen können sowohl ausdrücklich als auch stillschweigend im Gesetz
angeordnet werden. Ausdrückliche Verweisungen nehmen eindeutig – etwa
durch eine exakte paragraphenmäßige Bezeichnung – auf eine andere Norm bzw.
ein sonstiges Verweisungsobjekt Bezug.9 Ein Beispiel für eine (voll-explizite) aus-

4 Ossenbühl, DVBl. 1967, 401 (401).
5 So z.B. Clemens, AöR 1986, 63 (84); Debus, Verweisungen, S. 35; Gerhold, in: BeckOK

OWiG, Einleitung zum OWiG Rn. 59; Guckelberger, ZG 2004, 62 (62); Grauer, Verweisung
im Bundesrecht, S. 3; Karpen, Verweisung, S. 19; Hotz, in: FS Hangartner, 195 (197); Karpen,
in: Rödig (Hrsg.), Theorie der Gesetzgebung, 221 (224); M. Meyer, RdA 2020, 25 (28); Mohr,
Technische Normen, S. 28 f.; Reinermann, Verweisungen in Tarifverträgen, S. 5; L. P.
Schmidt, ZfBR 2009, 113 (113); D. Schneider, Seeschiffe, S. 86; Veit, Rezeption technischer
Regeln, S. 25.

6 Im Folgenden soll hierfür ausschließlich der Begriff „Verweisungsnorm“ verwendet wer-
den.

7 So z.B. Debus, Verweisungen, S. 35; Falk, Anwendung der ZPO und des GVG, S. 15;
Guckelberger, ZG 2004, 62 (62); Grauer, Verweisung im Bundesrecht, S. 3; Karpen, Verwei-
sung, S. 19; Karpen, in: Rödig (Hrsg.), Theorie der Gesetzgebung, 221 (224); Hotz, in: FS
Hangartner, 195 (197); Martens, ZGR 1999, 548 (549); Mohr, Technische Normen, S. 29;
Ossenbühl, DVBl. 1967, 401 (401); Reinermann, Verweisungen in Tarifverträgen, S. 5; L. P.
Schmidt, ZfBR 2009, 113 (113); D. Schneider, Seeschiffe, 86 f.; Veit, Rezeption technischer
Regeln, S. 25.

Dürrschmidt, Verweisungen, S. 9 verwendet ferner die Bezeichnung „Bezugsnorm“.
8 Debus, Verweisungen, S. 38. Vgl. auch Karpen, Verweisung, S. 36 f.; Papier, in: HStR

VIII, § 177 Rn. 82; Veit, Rezeption technischer Regeln, S. 25 f.
9 Cornelius, Verweisungsbedingte Akzessorietät, S. 244; Debus, Verweisungen, S. 49

m.w.N.; Grauer, Verweisung im Bundesrecht, S. 5; Hotz, in: FS Hangartner, 195 (198). Vgl.
auch Karpen, Verweisung, S. 33 f.; Hohmann, ZIS 2007, 38 (38); Schwacke, Juristische Me-
thodik, S. 36 (der diese Art der Verweisung allerdings als „offene“ Verweisungen bezeichnet);
Veit, Rezeption technischer Regeln, S. 25. Dürrschmidt, Verweisungen, S. 23 verwendet hin-
gegen die Bezeichnung „normgenaue Verweisung“.

Innerhalb der ausdrücklichen Verweisungen kann noch weiter zwischen sog. voll-expli-
ziten und halb-expliziten Verweisungen unterschieden werden. Voll-explizite Verweisungen
enthalten eine Paragraphenangabe, während halb-explizite Verweisungen Bezug auf andere
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drückliche Verweisung ist § 54 Abs. 2 FGO, welcher lautet: „Für die Fristen gel-
ten die Vorschriften der §§ 222, 224 Abs. 2 und 3, §§ 225 und 226 der Zivilprozess-
ordnung.“10

Stillschweigende Verweisungen enthalten dagegen keinen Hinweis auf ihren
Verweisungscharakter, sondern dieser ergibt sich durch Auslegung (insbesondere
aus der Systematik).11 So enthält z.B. § 154 Abs. 1 StGB – welcher lautet: „Wer vor
Gericht oder vor einer anderen zur Abnahme von Eiden zuständigen Stelle falsch
schwört, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft.“ – eine still-
schweigende Verweisung auf die Eidesvorschriften der § 59 ff. StPO und §§ 391 ff.
ZPO.12

II. Deklaratorische und konstitutive Verweisungen

Verweisungen, welche lediglich auf Bestimmungen aufmerksam machen, die für
den Adressaten der Verweisungsnorm ohnehin bereits unmittelbar gelten, wer-
den als deklaratorische Verweisungen bezeichnet.13 Sie ändern den rechtlichen

Vorschriften ohne die Angabe der entsprechenden Paragraphen nehmen, vgl. dazu Cornelius,
Verweisungsbedingte Akzessorietät, S. 244 f.; Cornelius, NZWiSt 2014, 173 (175 Fn. 25) (für
halb-explizite Verweisungen); Debus, Verweisungen, S. 49 m.w.N.; Dietmeier, Blankettstraf-
recht, S. 44 f. (für voll-explizite Verweisungen); D. Neumann, RdA 1976, 49 (50); Reinermann,
Verweisungen in Tarifverträgen, S. 7; D. Moll, Europäisches Strafrecht, S. 32 ff.; Schnell, Ver-
weisungsbedingte Normkomplexität, S. 51. Bei halb-expliziten Verweisungen ist also erkenn-
bar, dass eine Verweisung vorliegt, nicht aber, auf welche Vorschriften sich diese genau be-
zieht, vgl. Cornelius, Verweisungsbedingte Akzessorietät, S. 245; D. Moll, Europäisches Straf-
recht, S. 33; D. Neumann, RdA 1976, 49 (50). Teilweise wird sogar noch weitergehend zwi-
schen vollkommen voll-expliziten Verweisungen und unvollkommen voll-expliziten Verwei-
sungen differenziert, vgl. hierzu nur Cornelius, NZWiSt 2014, 173 (175, insb. Fn. 25).

10 Eine halb-explizite Verweisung enthält demgegenüber § 56 Abs. 2 VwGO: „Zugestellt
wird von Amts wegen nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung.“

11 BSGE 127, 203 (208 Rn. 17); Debus, Verweisungen, S. 50 m.w.N; Dürrschmidt, Verwei-
sungen, S. 25; Grauer, Verweisung im Bundesrecht, S. 5 ff.; Hotz, in: FS Hangartner, 195
(199); D. Neumann, RdA 1976, 49 (50); Schnell, Verweisungsbedingte Normkomplexität,
S. 52. Vgl. auch Reinermann, Verweisungen in Tarifverträgen, S. 7 f.

12 Karpen, Verweisung, S. 34 f.
13 Debus, Verweisungen, S. 39 m.w.N.; Falk, Anwendung der ZPO und des GVG, S. 4 f.;

Freudenberg, in: jurisPK-SGB V, § 87e Rn. 21 (Stand: 15.06.2020); Guckelberger, ZG 2004, 62
(63); Grauer, Verweisung im Bundesrecht, S. 26 f.; Herschel, BB 1963, 1220 (1220); Hiller,
Verweisungen in den Satzungen der Kassenärztlichen Vereinigungen, S. 61 f.; P. Meyer, Blan-
kettverweisungen, S. 31; G. Müller/Uhlmann, Rechtssetzungslehre, Rn. 361; H. Müller, Ge-
setzgebungstechnik, S. 168 f.; L. P. Schmidt, ZfBR 2009, 113 (113); D. Schneider, Seeschiffe,
S. 86. Teilweise werden diese auch als „unechte“ Verweisungen bezeichnet, vgl. Debus, Ver-
weisungen, S. 39; Falk, Anwendung der ZPO und des GVG, S. 4 f.; Guckelberger, ZG 2004, 62
(63); Grauer, Verweisung im Bundesrecht, S. 26 f.; Hotz, in: FS Hangartner, 195 (197); Meiss-
ner/Steinbeiß-Winkelmann, in: Schoch/Schneider, VwGO, § 173 Rn. 28 (27. Lfg. Oktober
2014); Reinermann, Verweisungen in Tarifverträgen, S. 19 m.w.N.; L. P. Schmidt, ZfBR 2009,
113 (113).
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Zustand also nicht, sondern fungieren vielmehr wie ein bloßer Hinweis.14 Eine
solche deklaratorische Verweisung enthält z.B. § 71 Abs. 1 S. 1 VwVfG.15 Dieser
lautet:

„Findet das förmliche Verwaltungsverfahren vor einem Ausschuss (§ 88) statt, so hat jedes
Mitglied das Recht, sachdienliche Fragen zu stellen.“

§ 88 VwVfG legaldefiniert bereits den Begriff des Ausschusses, sodass bereits die
bloße Verwendung des Wortes „Ausschuss“ rechtlich bewirkt hätte, dass dieser
i.S.d § 88 VwVfG zu verstehen wäre. Der Klammerzusatz in § 71 Abs. 1 S. 1
VwVfG, der auf § 88 VwVfG verweist, verändert demnach die Rechtslage nicht,
sondern dient lediglich der einfacheren Auffindung der Definition des Aus-
schusses.

Eine konstitutive Verweisung verändert demgegenüber die Rechtslage, indem
durch die Verweisung eine bislang noch nicht bestehende normative Regelung
geschaffen wird.16 Bei einer solchen Verweisung wäre die Verweisungsnorm bei
Hinwegdenken des in Bezug genommenen Verweisungsobjekts unvollständig
und erhält erst durch dessen Regelung einen (vollständigen) Sinn.17 Ferner wird
der Anwendungsbereich des Verweisungsobjekts durch die Verweisung regel-

14 Brugger, VerwArch 1987, 1 (2 f.); Clemens, AöR 1986, 63 (74); Debus, Verweisungen,
S. 39; Falk, Anwendung der ZPO und des GVG, S. 4 f.; Guckelberger, ZG 2004, 62 (63);
Hiller, Verweisungen in den Satzungen der Kassenärztlichen Vereinigungen, S. 61 f.; Karpen,
Verweisung, S. 20 f.; Karpen, in: Rödig (Hrsg.), Theorie der Gesetzgebung, 221 (223 f.); Meiss-
ner/Steinbeiß-Winkelmann, in: Schoch/Schneider, VwGO, § 173 Rn. 28 (27. Lfg. Oktober
2014); P. Meyer, Blankettverweisungen, S. 31; D. Moll, Europäisches Strafrecht, S. 38; G.
Müller/Uhlmann, Rechtssetzungslehre, Rn. 361 ff.; H. Müller, Gesetzgebungstechnik,
S. 168 f.; Orth, in: Gärditz, VwGO, § 173 Rn. 3; L. P. Schmidt, ZfBR 2009, 113 (114); Schnell,
Verweisungsbedingte Normkomplexität, S. 52.

15 So auch Guckelberger, ZG 2004, 62 (63).
16 Debus, Verweisungen, S. 40; Falk, Anwendung der ZPO und des GVG, S. 4 f.; Guckel-

berger, ZG 2004, 62 (64); Herschel, BB 1963, 1220 (1220); Reinermann, Verweisungen in
Tarifverträgen, S. 21 f. m.w.N.; L. P. Schmidt, ZfBR 2009, 113 (114). Ähnlich Grauer, Ver-
weisung im Bundesrecht, S. 23; Karpen, in: Rödig (Hrsg.), Theorie der Gesetzgebung, 221
(224); H. Müller, Gesetzgebungstechnik, S. 169; Orth, in: Gärditz, VwGO, § 173 Rn. 3; D.
Schneider, Seeschiffe, S. 86. Teilweise werden diese auch als „echte“ Verweisungen bezeichnet,
vgl. Denninger, Normsetzung, Rn. 137; Falk, Anwendung der ZPO und des GVG, S. 4 f.;
Guckelberger, ZG 2004, 62 (64); Grauer, Verweisung im Bundesrecht, S. 23; Karpen, in: Rödig
(Hrsg.), Theorie der Gesetzgebung, 221 (224); Meissner/Steinbeiß-Winkelmann, in: Schoch/
Schneider, VwGO, § 173 Rn. 27 (27. Lfg. Oktober 2014); P. Meyer, Blankettverweisungen,
S. 33; Orth, in: Gärditz, VwGO, § 173 Rn. 3; L. P. Schmidt, ZfBR 2009, 113 (114); Veit,
Rezeption technischer Regeln, S. 25.

17 Brugger, VerwArch 1987, 1 (3 f.); Budde, Jura 1984, 578 (578); Debus, Verweisungen,
S. 41 f. m.w.N.; Denninger, Normsetzung, Rn. 137; Ehricke/Blask, JZ 2003, 722 (723); Gu-
ckelberger, ZG 2004, 62 (64); Grauer, Verweisung im Bundesrecht, S. 23; Karpen, Verweisung,
S. 21 f.; Karpen, in: Rödig (Hrsg.), Theorie der Gesetzgebung, 221 (224); D. Moll, Europäi-
sches Strafrecht, S. 40; Schenke, in: FS Fröhler, 87 (87); D. Schneider, Seeschiffe, S. 86 f.; Veit,
Rezeption technischer Regeln, S. 25.
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mäßig erweitert.18 Als Beispiel für eine konstitutive Verweisung lässt sich erneut
§ 54 Abs. 2 FGO anführen. Durch diesen wird die Geltung der in Bezug genom-
menen Vorschriften der ZPO für Finanzgerichtsverfahren angeordnet und der
Anwendungsbereich der entsprechenden Vorschriften der Zivilprozessordnung
insoweit erweitert. Ferner ergibt sich die vom Gesetzgeber beabsichtigte Rege-
lung der Fristen nur bei Lektüre der in Bezug genommenen Vorschriften der
ZPO, sodass die Verweisungsnorm des § 54 Abs. 2 FGO erst hierdurch einen Sinn
erhält.

Aufgrund der fehlenden Rechtswirkung von deklaratorischen Verweisungen
sind lediglich konstitutive Verweisungen für die Bearbeitung relevant. Wenn im
Folgenden der Terminus „Verweisung“ (ohne nähere Spezifikation) verwendet
wird, sind daher mit diesem Begriff nur konstitutive Verweisungen gemeint.

III. Binnen- und Außenverweisungen

Eine Verweisung auf Vorschriften innerhalb desselben Gesetzes, ist eine sog.
„Binnenverweisung“.19 Ein Beispiel für eine Binnenverweisung ist § 28 BGB, wel-
cher lautet:

„Bei einem Vorstand, der aus mehreren Personen besteht, erfolgt die Beschlussfassung
nach den für die Beschlüsse der Mitglieder des Vereins geltenden Vorschriften der §§ 32 und
34.“

Die §§ 32 und 34 BGB sind ebenfalls Vorschriften des BGB, sodass die Verwei-
sung innerhalb desselben Gesetzes erfolgt.

18 Guckelberger, ZG 2004, 62 (64); Maties, JR 2007, 265 (265); P. Meyer, Blankettver-
weisungen, S. 33; G. Müller/Uhlmann, Rechtssetzungslehre, Rn. 360; D. Moll, Europäisches
Strafrecht, S. 39 f.; H. Müller, Gesetzgebungstechnik, S. 169; Reinermann, Verweisungen in
Tarifverträgen, S. 22. Dies gilt jedoch nicht uneingeschränkt für Verweisungen auf Unions-
recht, da bei diesen mitunter zwar derselbe Anwendungsbereich betroffen ist wie derjenige der
Unionsnorm; die nationale Verweisung beseitigt jedoch den Konflikt zwischen nationalem
Recht und Unionsrecht, indem diese das nationale Recht an das Unionsrecht anpasst, sodass
in diesem Fall trotz desselben Anwendungsbereichs der nationalen Verweisungsnorm kon-
stitutive Wirkung zukommt. Dies gilt umso mehr für Verweisungen auf Richtlinien, da eine
nationale Verweisungsnorm diese umsetzen kann und damit konstitutive Rechtswirkungen
erzeugt, obwohl derselbe Anwendungsbereich betroffen ist.

19 BMJ, Handbuch der Rechtsförmlichkeit, Rn. 233; Debus, Verweisungen, S. 57 m.w.N.;
Dürrschmidt, Verweisungen, S. 10; Ehricke/Blask, JZ 2003, 722 (724); Fuss, in: FS Paulick, 293
(295); Gerhold, in: BeckOK OWiG, Einleitung zum OWiG Rn. 59; Guckelberger, ZG 2004, 62
(65); Grauer, Verweisung im Bundesrecht, S. 42; Hadding, in: FS Mühl, 225 (251 f.); Hanten,
BKR 2019, 157 (160); Hecker, in: Schönke/Schröder, StGB, Vorb. vor § 1 Rn. 3; Hill, Gesetz-
gebungslehre, S. 115; Hotz, in: FS Hangartner, 195 (197); Karpen, in: Rödig (Hrsg.), Theorie
der Gesetzgebung, 221 (225); Karpen, Verweisung, S. 12; Krenberger/Krumm, in: Krenberger/
Krumm, OWiG, § 1 Rn. 30; D. Moll, Europäisches Strafrecht, S. 29 f.; G. Müller/Uhlmann,
Rechtssetzungslehre, Rn. 364; H. Schneider, Gesetzgebung, Rn. 384; Schnell, Verweisungs-
bedingte Normkomplexität, S. 53; Staats, in: Rödig (Hrsg.), Theorie der Gesetzgebung, 244
(245).
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Demgegenüber wird eine Verweisung auf Vorschriften außerhalb des Geset-
zestextes der Verweisungsnorm als „Außenverweisung“ bezeichnet.20 Ein Beispiel
für eine solche Außenverweisung enthält erneut § 54 Abs. 2 FGO.21

Die Begriffe der Binnen- und Außenverweisungen werden zum Teil dahinge-
hend abweichend verwendet, dass als Binnenverweisungen solche auf Normen
desselben Gesetzgebers und als Außenverweisungen solche auf Normen eines
anderen Gesetzgebers bezeichnet werden.22 Dieses Verständnis soll hier jedoch
nicht zugrunde gelegt werden, sondern die Bezeichnungen im oben beschriebe-
nen Sinne verwendet werden.

IV. Eigen- und Fremdverweisungen

Verweisungen auf Vorschriften, die von demselben Normgeber erlassen werden,
also bei denen der Normgeber der Verweisungsnorm und derjenige des Verwei-
sungsobjekts identisch sind, werden als Eigenverweisungen bezeichnet.23 Als Bei-
spiel für eine Eigenverweisung kann erneut auf § 54 Abs. 2 FGO zurückgegriffen
werden, denn sowohl bei der Finanzgerichtsordnung als auch bei der Zivilpro-
zessordnung handelt es sich um Bundesgesetze, also Vorschriften des Bundes-
gesetzgebers.

Verweisungen auf Vorschriften eines anderen Normgebers werden hingegen
als Fremdverweisungen bezeichnet.24 Eine solche Verweisung enthält z.B. Art. 43
Abs. 1 PAG Bayern. Dieser lautet:

20 BMJ, Handbuch der Rechtsförmlichkeit, Rn. 235; Bowitz, DGVZ 1978, 177 (177); De-
bus, Verweisungen, S. 57 m.w.N.; Dürrschmidt, Verweisungen, S. 10; Fuss, in: FS Paulick, 293
(295); Gerhold, in: BeckOK OWiG, Einleitung zum OWiG Rn. 59; Guckelberger, ZG 2004, 62
(65); Grauer, Verweisung im Bundesrecht, S. 42; Hotz, in: FS Hangartner, 195 (197); Karpen,
in: Rödig (Hrsg.), Theorie der Gesetzgebung, 221 (225); Krenberger/Krumm, in: Krenberger/
Krumm, OWiG, § 1 Rn. 30; Martens, ZHR 1984, 183 (190); Martens, ZGR 1999, 548 (549); G.
Müller/Uhlmann, Rechtssetzungslehre, Rn. 365; Riedl, AöR 1994, 642 (648 Fn. 34); H.
Schneider, Gesetzgebung, Rn. 384; Schnell, Verweisungsbedingte Normkomplexität, S. 54;
Staats, in: Rödig (Hrsg.), Theorie der Gesetzgebung, 244 (245).

21 Siehe zu dessen Inhalt bereits oben unter Kap. 1 § 2 A. I.
22 Krey, EWR 1981, 109 (127 f.); Veit, Rezeption technischer Regeln, S. 27; wohl auch

Dietmeier, Blankettstrafrecht, S. 43 f. Für Binnenverweisungen BVerwG, Beschl.
v. 15.03.1989 – 7 B 108/88, juris-Rn. 24; OVG Münster, Urt. v. 25.11.2004 – 14 A 2973/02,
juris-Rn. 11; Brugger, VerwArch 1987, 1 (16, 21); Clemens, AöR 1986, 63 (92); Dahmen, KStZ
1990, 25 (27); Ebsen, DÖV 1984, 654 (654); Moritz, Verweisung im Gesetz auf Tarifverträge,
S. 9 f. Papier, in: FS Lukes, 159 (164); Papier, in: Steuerrecht und Verfassungsrecht, DStJG 12
(1989), 61 (71). Für Außenverweisungen D. Moll, Europäisches Strafrecht, S. 30.

23 Guckelberger, ZG 2004, 62 (65); Reinermann, Verweisungen in Tarifverträgen, S. 23; L.
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